Presseerklärung der Personalräteversammlung in Heusenstamm am 6.9.06 zur Umsetzung von „Unterrichtsgarantie plus“ im neuen Schuljahr

einstimmig verabschiedet von 125 anwesenden Personalräten aus Stadt und Kreis Offenbach

Mit einer Stimme Mehrheit hat die Kultusministerin ihrem Konzept von „Unterrichtsgarantie plus“ den gesetzlichen Rahmen gegeben. Mit viel Werbeaufwand feiert sie den angeblichen Erfolg.

Wir, Personalräte der Schulen aus Stadt und Kreis Offenbach, stellen bereits nach wenigen Tagen Praxis mit „Unterrichtsgarantie plus“ die folgenden Probleme fest:

· Bei der schlechten Lage auf dem Arbeitsmarkt ist es kein Wunder, dass sich Interessenten für den Vertretungspool melden. Die Kultusministerin verschweigt allerdings der Öffentlichkeit, dass viele Schulen – besonders Förderschulen und Schulen an sozialen Brennpunkten – nur wenige oder überhaupt keine Vertretungskräfte finden können.

· Dem weitaus größten Teil der Aushilfskräfte fehlt es an pädagogischer Qualifikation und Erfahrung: Entgegen den Erwartungen der Kultusministerin haben sich fast keine ausgebildeten Lehrkräfte zur Verfügung gestellt. Weil es weniger Geld kostet, wird auf die Qualifikation verzichtet, die ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer durch langjähriges Studium und Referendariat erworben haben. Lauthals propagierte Qualitätsansprüche gelten plötzlich nicht mehr.

· Die Arbeitssituation der Vertretungskräfte ist prekär: Sie müssen abrufbereit und flexibel einsetzbar sein. Sie haben keine finanzielle Sicherheit. Ihre Bezahlung bezieht die Bereitschaftszeit nicht ein und richtet sich allein nach den gehaltenen Stunden. Die Betreuung ständig wechselnder, oft unbekannter Klassen ist mit viel Stress verbunden, eine Identifikation mit ihrer Arbeit kaum möglich. Erste negative Erfahrungen mit pubertierenden Jugendlichen schrecken bereits ab. Die Schulen erhalten schon die ersten Absagen. Es wird eine ständige Fluktuation dieser Hilfskräfte geben, die Unruhe in die Schulen bringt, kein Vertrauen schaffen und keinen kontinuierlichen Unterricht garantieren kann.

· Die Unterstützung der ständig wechselnden Vertretungskräfte bedeutet für das Kollegium einen erheblichen Mehraufwand. Gleichzeitig wird an etlichen Schulen das Kollegium selbst zu mehr Vertretungsunterricht verpflichtet. Rechtliche Bedenken werden negiert und damit eine erneute Arbeitszeitverlängerung eingeführt. Die Zeit für die wichtige Arbeit außerhalb des Unterrichts wird so weiter beschnitten. 

· Die Schulleitungen werden erheblich belastet mit dem Sichten von Bewerbungen, mit Vorstellungsgesprächen und Vertragsabschlüssen, dem Dokumentieren der tatsächlich gehaltenen Stunden und der Buchhaltung. Andere dringende Schulangelegenheiten müssen so hinten anstehen. 
Schulleitungen, die sich gegenüber „Unterrichtsgarantie plus“ kritisch äußern, werden öffentlich von der Kultusministerin eingeschüchtert und vom Schulamt abgemahnt.

„Unterrichtsgarantie plus“, die allenfalls „Betreuungs- und Verwahrungsgarantie“ genannt werden kann, stellt sich für uns als bürokratischer Moloch und als pädagogisch unsinnig, wenn nicht schädlich dar. 

Wir fordern stattdessen für jede Schule die Zuweisung von 10% mehr Lehrerstellen, damit dort der Vertretungsunterricht mit dem festen, qualifizierten Personal geregelt werden kann. 
Heusenstamm, den 6. September 2006

